
 
Newsletter – Mai 2018 
Arbeits-, Pflege-, Wirtschafts- und Notarrecht  
 
„Wer immer die Wahrheit sagt, kann sich ein schlechtes Gewissen leisten.“ 
Mit diesem Zitat von Theodor Heuss möchten wir Sie ganz besonders auf 
unseren Hinweis zum Datenschutz aufmerksam machen. Diesen finden Sie 
am Ende unseres Newsletters auf der letzten Seite...  
 
 
Arbeitsrecht: 
 

 
 
Das Bundesarbeitsgericht hat am Urteil vom 26. April 2018 (3 AZR 586/16) 
ein Urteil zur sogenannten Entgeltumwandlung nach § 1a BetrAVG gefällt. 
In der Sache ging es um die Kündigung einer Direktversicherung im 
bestehenden Arbeitsverhältnis.  
 
Nach den Richtern des Bundesarbeitsgerichtes begründet der bloße Geld-
bedarf eines Arbeitnehmers, für den der Arbeitgeber eine Direktversiche-
rung zur Durchführung der betrieblichen Altersversorgung im Wege der 
Entgeltumwandlung abgeschlossen hat, für sich genommen keinen An-
spruch gegen den Arbeitgeber, den Versicherungsvertrag gegenüber der 
Versicherungsgesellschaft zu kündigen, damit der Arbeitnehmer den Rück-
kaufswert erhält. 
 
Der Kläger schloss mit der beklagten Arbeitgeberin im Jahr 2001 eine Ent-
geltumwandlungsvereinbarung. Danach war die Arbeitgeberin verpflichtet, 
jährlich ca. 1.000,00 EUR in eine zugunsten des Klägers bestehende Di-
rektversicherung, deren Versicherungsnehmerin sie ist, einzuzahlen. Die 
Versicherung, die von der Arbeitgeberin durch weitere Beiträge gefördert 
wird, ruht seit 2009. Mit seiner Klage verlangte der Kläger von der Beklag-
ten die Kündigung des Versicherungsvertrags, weil er sich in einer finanzi-
ellen Notlage befinde. 
 
Das Bundesarbeitsgericht hat die Klage abgewiesen. Der Kläger hat kein 
schutzwürdiges Interesse an der begehrten Kündigung. Die im Betriebs-
rentengesetz geregelte Entgeltumwandlung dient dazu, den Lebensstan-
dard des Arbeitnehmers im Alter zumindest teilweise abzusichern. Mit die-
ser Zwecksetzung wäre es nicht vereinbar, wenn der Arbeitnehmer vom 
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Arbeitgeber verlangen könnte, die Direktversicherung lediglich deshalb zu 
kündigen, um dem versicherten Arbeitnehmer die Möglichkeit zu verschaf-
fen, das für den Versorgungsfall bereits angesparte Kapital für den Aus-
gleich von Schulden zu verwenden. 
    
 
Wirtschaftsrecht und Notarrecht:  
 

 
 
 
Der Bundesgerichtshof hat sich zu der Frage der Beweislastumkehr bei 
grober Verletzung der Pflichten aus einem Hausnotrufvertrag geäußert. 
In seinem Urteil vom 11.5.2017 (III ZR 92/16) führt der Bundesgerichtshof 
aus: Wer eine besondere Berufs- oder Organisationspflicht, die dem 
Schutz von Leben und Gesundheit anderer dient, grob vernachlässigt hat, 
kann nach Treu und Glauben die Folgen der Ungewissheit, ob der Scha-
den abwendbar war, nicht dem Geschädigten aufbürden. In derartigen 
Fällen ist die regelmäßige Beweislastverteilung dem Geschädigten nicht 
zuzumuten. Der seine Pflichten grob Vernachlässigende muss daher die 
Nichtursächlichkeit festgestellter Fehler beweisen, die allgemein als geeig-
net anzusehen sind, einen Schaden nach Art des eingetretenen herbeizu-
führen.  

 
 
Pflegerecht: 
 

 
 
Das Verwaltungsgericht Koblenz hat eine für stationäre Pflegeheimbetrei-
ber relevante Entscheidung getroffen. Nach den Verwaltungsrichtern ent-
steht keine Fehlalarm-Kostenpauschale für Feuerwehreinsätze nach 
Brandmelderauslösung durch angebranntes Essen (Urteil vom 09.01.2018, 
3 K 376/17.KO).  
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Die Stadt Bad Kreuznach durfte von der Betreiberin zweier Seniorenzen-
tren keine Fehlalarm-Kostenpauschalen für Einsätze der Feuerwehr erhe-
ben, die nach starker Rauchentwicklung unter anderem durch angebrann-
tes Essen auf einer angelassenen Herdplatte durch ausgelöste Brandmel-
der veranlasst worden waren. Dies hat das Verwaltungsgericht Koblenz mit 
Urteil vom 09.01.2018 entschieden. Ein die Kostenpauschale rechtferti-
gender Fehlalarm liege hier nicht vor (Az.: 3 K 376/17.KO). 
 
Die Betreiberin hält Seniorenzentren, in denen sie Appartements für be-
treutes Wohnen anbietet. Alle Wohnungen in den Einrichtungen sind mit 
Brandmeldern ausgerüstet, die im Zeitraum von Juni bis November 2014 in 
fünf Fällen Alarm auslösten. Ursache war nach den Brandberichten jeweils 
eine starke Rauchentwicklung, die durch angebranntes Essen auf einem 
eingeschalteten Herd und durch verbrannte Toasts oder Waffeln in einem 
Toaster ausgelöst wurde. Nach der Alarmierung schalteten Mitarbeiter der 
Senioreneinrichtung die Geräte aus und öffneten danach die Fenster, um 
zu lüften. Dadurch zog der Rauch ab.  
 
Allerdings rückte stets die Bad Kreuznacher Feuerwehr in unterschiedlicher 
Mannschaftsstärke aus. Am Einsatzort setzten Angehörige der Feuerwehr 
lediglich die ausgelöste Brandmeldeanlage zurück, um deren Funktionalität 
auch zukünftig zu gewährleisten. Die Stadt Bad Kreuznach verlangte von 
der Betreiberin der Senioreneinrichtung für jeden der fünf Feuerwehreins-
ätze 601,14 EUR. Zur Begründung führte sie aus, die Kostenpauschale bei 
einem Fehlalarm betrage ausweislich ihrer Feuerwehrsatzung 597,64 EUR 
und die Zustellungskosten machten 3,50 EUR aus. Die Klägerin erhob 
nach erfolglosem Widerspruch Klage beim Verwaltungsgericht. 
  
Das Verwaltungsgericht hat der Klage stattgegeben. Sämtliche fünf Kos-
tenbescheide seien rechtswidrig. Nach den rechtlichen Grundlagen könn-
ten Kosten erhoben werden, wenn eine Brandmeldeanlage einen Falscha-
larm auslöse. Dies sei hier aber nicht der Fall gewesen. Unbeaufsichtigtes 
Kochgut auf einer eingeschalteten Herdplatte oder Backwaren in einem 
Toaster, die sich verfangen hätten, könnten ohne Eingriff in den Gesche-
hensablauf zu einer erheblichen Rauchentwicklung führen. Dadurch könn-
ten ältere oder gebrechliche Menschen in ihrer Gesundheit erheblich be-
einträchtigt werden. Zudem sei es nicht ausgeschlossen, dass es bei sol-
chen Vorfällen auch zu einem Brandereignis in einem Zimmer kommen 
könne. Dass in einer solchen Situation die Brandmeldeanlage auslöse, sei 
gerade deren bestimmungsgemäße Funktion, sodass kein Fehlalarm vor-
gelegen habe.  
 
Darüber hinaus sei auch die in der Feuerwehrsatzung festgelegte Pauscha-
le rechtswidrig, so das VG weiter. Zwar könne eine Kommune nach den 
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gesetzlichen Bestimmungen einen Kostenersatz bei Fehlalarm durch Sat-
zung regeln und hierfür Pauschalbeträge festsetzen. Allerdings müsse sich 
die Höhe dieser Beträge an den tatsächlichen Aufwendungen orientieren 
und das Kostendeckungsprinzip beachten. Die Kalkulation der Pauschale 
in Höhe von 597,64 EUR beruhe nicht auf dem tatsächlichen Personal- und 
Sacheinsatz der Feuerwehr, sondern orientiere sich an allgemeinen Alar-
mierungsplänen, wonach je Einsatz 21 Feuerwehrleute und vier Fahrzeuge 
zum Einsatz kommen sollten. Von daher sei die Pauschalierung schon 
nicht methodisch fehlerfrei erfolgt. Hinzu komme, dass in den hier vorlie-
genden Fällen stets weniger als vier Fahrzeuge mit überwiegend weniger 
als zehn Feuerwehrleuten ausgerückt seien. Angesichts dessen sei die in 
der Feuerwehrsatzung festgelegte Pauschale nicht mit dem Kostende-
ckungsprinzip zu vereinbaren. Dies führe ebenfalls zur Rechtswidrigkeit der 
angegriffenen Bescheide. 
  
 
Über uns: 
 

 
 
Dr. Ulbrich & Kaminski Rechtsanwälte I Notar ist eine der führenden wirt-
schaftsberatenden Rechtsanwalts- und Notarkanzleien für Pflegeunter-
nehmen. Der Schwerpunkt unserer Beratung ist die Pflegewirtschaft. Wir 
beraten Unternehmen, Körperschaften und Verbände in allen Fragen des 
Wirtschafts-, Arbeits- und Pflegerechts bundesweit. Ferner gehören Unter-
nehmensverkäufe und Umstrukturierungen zu unseren Stärken. Zudem 
bieten wir unsere Beratung „rund um die Pflegeimmobilie“ an. Wir verste-
hen uns als Berater von Unternehmen und haben über die grundständige 
Rechtsberatung hinaus stets die optimale wirtschaftliche Lösung für unse-
re Mandanten im Blick. Dr. Ulbrich & Kaminski Rechtsanwälte I Notar ar-
beitet mit Steuer-, Unternehmensberatern und Notaren zusammen. So 
werden wir den Erfordernissen von komplexen Mandaten gerecht. 
 
Bochum ist unser Standort. Hier besteht eine gute verkehrstechnische An-
bindung zu den Mandanten. Außerdem befindet sich Bochum „in der Mitte 
der Metropole Ruhr“, dem führenden und aufregendsten Wirtschaftsstand-
ort Deutschlands. 
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Neben der Rechts- und Unternehmensberatung bieten wir regelmäßig Se-
minarveranstaltungen für Unternehmen und Fachverbände zu ausgewähl-
ten Themen an. 
 
Rückfragen? Beantworten wir gerne persönlich. 
 
Dr. Ulbrich & Kaminski Rechtsanwälte I Notar 
Grabenstr. 12 
Kortumhaus 
44787 Bochum 
Telefon +49 (0)234 579 521-0 
Telefax +49 (0)234 579 521-21 
E-Mail: kontakt@ulbrich-kaminski.de 
www.ulbrich-kaminski.de 
 
 
Datenschutz: 
 
Da am 25.05.2018 die Datenschutzgrundverordnung (DSGVO) in Kraft ge-
treten ist, möchten wir unsere bisherigen Leser unseres Newsletters auf die 
folgende Datenschutzerklärung hinweisen. Mit dieser möchten wir Sie über 
die Art, den Umfang und den Zweck der Erhebung und Verwendung per-
sonenbezogener Daten durch den Websitebetreiber www.ulbrich-
kaminski.de informieren. Gemäß § 7 Absatz 3 UWG werden wir Ihre 
Mailadresse für den Versand des Newsletters auch weiterhin ohne Ihre 
ausdrückliche Einwilligung verwenden. Für alle neuen Leser unseres 
Newsletters ab dem 25.05.2018 holen wir eine gesonderte schrftliche Ein-
willigung ein.  
 
Der Websitebetreiber nimmt Ihren Datenschutz sehr ernst und behandelt 
Ihre personenbezogenen Daten vertraulich und entsprechend den gesetzli-
chen Vorschriften. Bedenken Sie, dass die Datenübertragung im Internet 
grundsätzlich mit Sicherheitslücken bedacht sein kann. Ein vollumfängli-
cher Schutz vor dem Zugriff durch Fremde ist nicht realisierbar.  
 
Der Websitebetreiber bzw. Seitenprovider erhebt Daten bei der Anmeldung 
zum Newsletter. Die erhobenen Daten werden ausschließlich zur Versen-
dung des Newsletter verwendet und nicht an Dritte übermittelt. Erhoben 
werden: 
 

• Name, Vorname 
• E-Mail-Adresse 
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Der Websitebetreiber erhebt, nutzt und gibt Ihre personenbezogenen Da-
ten nur dann weiter, wenn dies im gesetzlichen Rahmen erlaubt ist oder 
Sie in die Datenerhebung einwilligen. Als personenbezogene Daten gelten 
sämtliche Informationen, welche dazu dienen, Ihre Person zu bestimmen 
und welche zu Ihnen zurückverfolgt werden können – also beispielsweise 
Ihr Name, Ihre E-Mail-Adresse und Telefonnummer. 
 
Nehmen Sie mit dem Websitebetreiber durch die angebotenen Kontakt-
möglichkeiten Verbindung auf, werden Ihre Angaben gespeichert, damit 
auf diese zur Bearbeitung und Beantwortung Ihrer Anfrage zurückgegriffen 
werden kann. Ohne Ihre Einwilligung werden diese Daten nicht an Dritte 
weitergegeben. Sie als Nutzer erhalten auf Antrag Ihrerseits kostenlose 
Auskunft darüber, welche personenbezogenen Daten über Sie gespeichert 
wurden. Sofern Ihr Wunsch nicht mit einer gesetzlichen Pflicht zur Aufbe-
wahrung von Daten (z. B. Vorratsdatenspeicherung) kollidiert, haben Sie 
ein Anrecht auf Berichtigung falscher Daten und auf die Sperrung oder 
Löschung Ihrer personenbezogenen Daten. Ferner möchten wir klarstellen, 
dass Sie jederzeit der Erhebung und Verwendung Ihrer Daten widerspre-
chen können. Ebenfalls können Sie unproblematisch durch eine Mail an 
unsere Kanzlei derweiteren Zusendung unseres Newsletters widerspre-
chen.  
 
 


